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Entscheidungen und Erkenntnisse
bearbeitet von Dr Harald Krammer, Präsident des Oberlandesgerichtes Wien iR

Keine Honorierung psychodiagnostischer Tests bei  
psychiatrischen Gutachten (§ 43 Abs 1 Z 1 lit e GebAG),  
auch nicht als von der Staatsanwaltschaft genehmigter  
Hilfsbefund (§ 31 GebAG) 
1.	Psychodiagnostische Tests im Rahmen einer psychiat-

rischen Untersuchung sind nicht gesondert zu vergü-
ten, auch nicht als Hilfsbefunde, weil sie ein integrie-
render Bestandteil der Exploration und damit geradezu 
selbstverständliche Voraussetzung für die Erstattung 
eines fundierten psychiatrischen Gutachtens sind. Die 
Gebühr nach § 43 Abs 1 Z 1 lit e GebAG ist eine Ge-
samtgebühr für Befund und Gutachten, mit der auch psy-
chodiagnostische Tests sowie die Auswertung und Inter-
pretation von psychologischen Tests abgegolten werden. 
Für eine gesonderte Vergütung von psychodiagnos-
tischen Tests, mögen einzelne davon auch den Standard 
üblicherweise aufgenommener Befunde übersteigen, 
bleibt auch dann kein Raum, wenn die stetige wis-
senschaftliche Weiterentwicklung auf dem Gebiet der 
Psychologie und Psychotherapie berücksichtigt wird.  

2.	Für das Fach Psychiatrie werden seit der gesetzlichen 
Neuordnung der Ärzteausbildung (BGBl 1994/152) aus-
drücklich Kenntnisse spezieller psychiatrisch-psycholo-
gischer Befunde verlangt. Nach dem Psychologengesetz 
(BGBl 1990/360) ist die professionelle Testanwendung 
samt Gutachtenserstellung nicht Psychologinnen und 
Psychologen vorbehalten.

3.	Ein psychodiagnostischer Befund ist kein „Subgut-
achten“ sondern ein Hilfsbefund ohne eigene Begut-
achtung, den die psychiatrische Sachverständige nicht 
selbst vorgenommen hat, dessen Aufnahme und Beur-
teilung ihr aufgrund eigener Sachkunde möglich ist. Der 
psychiatrischen Sachverständigen bleibt es zwar un-
benommen, für die Durchführung und Auswertung von 
psychologischen Tests einen Psychologen beizuziehen, 
doch steht ihr dafür keine gesonderte Vergütung zu. Die 
Mühewaltungsgebühr nach § 43 Abs 1 Z 1 lit e GebAG 
ist eine Gesamtgebühr für Befund und Gutachten, so-
dass damit auch psychodiagnostische Tests bereits ab-
gegolten werden.

4.	Für die Einholung eines Hilfsbefundes bedarf es keiner 
gerichtlichen oder staatsanwaltschaftlichen Genehmi-
gung. Die Zustimmung des Staatsanwalts zu der von der 
psychiatrischen Sachverständigen in Aussicht genom-
menen Zuziehung einer Psychologin ist für die Gebüh-
renbestimmung nicht von Relevanz.

5.	Nur Hilfsgutachter, die eigenverantwortlich Befund und 
Gutachten erstatten, haben einen eigenen Gebühren-
anspruch gegenüber Gericht oder Staatsanwaltschaft, 
nicht aber vom Gerichtssachverständigen beigezogene 
Hilfskräfte. Nur der Gerichtssachverständige selbst ist 
Träger des Gebührenanspruchs.  

OLG Innsbruck vom 25. November 2008, 7 Bs 658/08 k

Im Strafverfahren gegen B. wegen des Vergehens  der 
schweren Körperverletzung nach §§ 83, 84 Abs 1 und 2 StGB 
und weiterer strafbarer Handlungen wurde die gerichtlich beei-
dete Sachverständige Dr. T. von der Staatsanwaltschaft beauf-
tragt, ein Gutachten zur Frage der Zurechnungsfähigkeit des B.  
zu den Tatzeitpunkten sowie allenfalls zu den Voraussetzungen 
nach § 21 Abs 1 und 2 StGB zu erstatten.

Mit Schreiben vom 26. 6. 2008 teilte die Sachverständige Dr. T. 
der Staatsanwaltschaft mit, dass für die Beantwortung der Fra-
gestellungen aus medizinischer Sicht zusätzlich eine psycho-
diagnostische Untersuchung notwendig sei, um ein entspre-
chend qualitatives Gutachten erstellen zu können. Sie ersuche 
daher um die Genehmigung, einen Subgutachter aus diesem 
Fachgebiet beauftragen zu dürfen. Diese Genehmigung wurde 
der Sachverständigen telefonisch am 27. 6. 2008 erteilt.

Die Sachverständige Dr. T. erteilte wiederum Mag. N. N. kli-
nische Psychologin und Gesundheitspsychologin, den Auftrag, 
eine psychodiagnostische Untersuchung durchzuführen.

Diese führte am 3. 7. 2008 einen Mehrfachwahl-Wortschatz-
Test nach Lehrl (MWT/B) sowie einen Gedächtnistest und am 
22.7.2008 einen State-Trait-Ärgerausdrucks-Inventar (STAXI) 
durch.

Mag. N. N. verfasste daraufhin einen zwei Seiten umfassenden 
psychodiagnostischen Befund. Hiefür begehrte sie mit Hono-
rarnote vom 23. 7. 2008 für psychodiagnostische Untersuchung 
und Befund unter „Bezug: Subgutachten zu Gutachten von  
Dr. T. genehmigt von der Staatsanwaltschaft Innsbruck, Ab-
teilung 16, am 27. 6. 2008“, Gebühren für Mühewaltung,  
Reisekosten, Entschädigung für Zeitversäumnis, Archivie-
rung des Gutachtens sowie Schreibgebühr von insgesamt  
€ 337,90.

Mit dem angefochtenen Beschluss wies die Erstrichterin den 
Antrag auf Zuerkennung einer Sachverständigengebühr ab.

Zur Begründung wurde zusammengefasst ausgeführt, dass 
eine Beauftragung der Sachverständigen Mag. N. N. durch 
die Staatsanwaltschaft Innsbruck nicht erfolgt sei. Die gegen-
über der Sachverständigen Dr. T. erklärte Genehmigung der 
Beiziehung eines Subgutachters ist nicht als Bestellung im 
Sinne des § 126 StPO anzusehen. Ein Anspruch auf gericht-
liche Zuerkennung einer Sachverständigengebühr bestehe da-
her nicht, vielmehr habe Mag. N. N. ihre Gebühren gegenüber 
ihrer Auftraggeberin Dr. T. geltend zu machen. Die Gebühren 
könnten allenfalls in die Gebührennote der Sachverständigen 
Dr. T. aufgenommen werden, wobei jedoch festzuhalten sei, 
dass die Gebühr für Mühewaltung nach § 43 Z 1 GebAG eine 
Gesamtgebühr für Befund und Gutachten darstelle, weshalb 
mit der Entlohnung für eine psychiatrische Untersuchung und 
Begutachtung auch jene für psychodiagnostische Befundung 
abgegolten seien.

Gegen diesen Beschluss richtet sich die rechtzeitige Be-
schwerde der Mag. N. N. in welcher sie darauf hinweist, dass 



SACHVERSTÄNDIGE HEFT 1/200928

ihr manchmal die Honorarnoten mit der Begründung abgelehnt 
worden seien, es sei von Seiten Dr. T. keine Genehmigung ein-
geholt worden, obwohl sie dies nach Ansicht der Beschwerde-
führerin nicht tun müsse. Im gegenständlichen Fall habe Dr. T. 
jedoch eine Genehmigung eingeholt.

Die Oberstaatsanwaltschaft beantragte in ihrer Stellungnah-
me vom 31.10. 2008, der Beschwerde keine Folge zu geben, 
da eine Beauftragung nicht erfolgt sei. Psychodiagnostische    
Tests im Rahmen einer psychiatrischen Untersuchung seien 
nicht gesondert zu vergüten, sondern bereits mit der Dr. T. 
zugesprochenen Gebühr für Mühewaltung abgegolten.

In ihrer Gegenäußerung brachte die Beschwerdeführerin vor, 
dass die von ihr verrechnete Mühewaltung einen mehrstün-
digen Aufenthalt in der Justizanstalt sowie einen solchen im 
PKH Hall zur Untersuchung, gefolgt von Auswertung, Inter-
pretation, Zusammenfassung und Gewichtung  der Testergeb-
nisse beinhalte. Dies könne nicht mit der Mühewaltung an Dr. 
T. abgegolten sein. Zumindest  Reisekosten, Entschädigung 
für Zeitversäumnis und Schreibgebühr müsse  ihr zustehen.  
Die Durchführung psychologischer Diagnostik obliege auch 
ausschließlich Psychologen und sei dies auch im österrei-
chischen Psychologengesetz festgehalten. Die „Zugangsbe-
schränkungen für Tests“ der Universitätsbibliothek der Univer-
sität Wien, Fachbereichsbibliothek Psychologie würden darauf 
verweisen, dass das Psychologengesetz die Testdurchführung 
im Sinne einer professionellen Testanwendung samt Gutach-
tenserstellung den Psychologinnen (und Psychologiestudie-
renden) vorbehalte und die Durchführung von Tests von Per-
sonen, die nicht Psychologinnen seien, verbiete.

Die Beschwerde ist nicht berechtigt. Hilfsbefunde sind Untersu-
chungen ohne eigene Begutachtung, die der Sachverständige 
nicht selbst vornimmt, sondern aus Rationalisierungsgründen 
anderen Personen oder Einrichtungen überlässt und deren 
Beurteilung ihm aufgrund eigener Sachkunde möglich ist. Der 
Sachverständige darf sie grundsätzlich auch ohne ausdrück-
lichen richterlichen Auftrag veranlassen und erhält den dafür 
entstandenen Aufwand nach § 31 GebAG (Sonstige Kosten) 
ersetzt.

Sind allerdings psychodiagnostische Tests im Rahmen einer 
psychiatrischen Untersuchung durchzuführen, sind diese nicht 
gesondert zu vergüten, weil sie ein integrierender Bestandteil 
der Exploration und damit geradezu selbstverständliche Vo-
raussetzung für die Erstattung eines fundierten psychiatrischen 
Gutachtens sind (14 Os 133/88, 15 Os 83/93, 13 Os 87/03, 12 
Os 87/98, 12 Os 46/99, 15 Os 153/97, 13 Os 122/94, 14 Os 
20/02, 7 Bs 86/08t, 7 Bs 191/08k, RIS-Justiz RS0059366).

Die von der durch die Staatsanwaltschaft mit der Gutachtenser-
stattung beauftragten Sachverständigen Dr. T. verzeichnete    
Gebühr für Mühewaltung nach § 43 Abs 1 Z 1 lit e GebAG, 
welche ihr zweimal zugesprochen wurde, nämlich einerseits für   
die Beurteilung  der Zurechnungsfähigkeit und andererseits für 
die Beurteilung der Legalprognose, stellt eine Gesamtgebühr 
für Befund und Gutachten dar, in welcher auch psychodia-
gnostische Tests abgegolten werden und worin auch die Aus-
wertung und Interpretation von psychologischen Tests bereits 
enthalten ist.

Mit der gesetzlichen Neuordnung der Ärzteausbildung für das 
Fachgebiet der Psychiatrie (BGBl 1994/152 Anlage 36), hat 
der Gesetzgeber zur Erreichung der diesem Fachgebiet unter 
anderem zugeordneten Aufgabenstellung der Begutachtung 
psychischer Krankheiten oder Störungen sowie psychischer 
und sozialer Verhaltensauffälligkeiten ausdrücklich Kenntnisse 
spezieller psychiatrisch-psychologischer Testverfahren und 
der Beurteilung psychologischer Befunde verlangt. Die erfor-
derlichen Kenntnisse und Fertigkeiten umfassten laut Pkt. C 
der genannten Bestimmung unter anderem die psychiatrische 

Untersuchung (Exploration, Anamnese- und Fremdanamne-
seerhebung) unter Berücksichtigung des Lebensalters, aller 
fachspezifischen biologisch-somatischen, psychologischen, 
psychodynamischen und sozialen Gesichtspunkte (Z 4) und 
spezielle psychiatrisch-psychologische Testverfahren und die 
Beurteilung psychologischer Befunde (Z 9).

Mit diesem fachlichen Anforderungsprofil bleibt insbeson-
dere unter Bedachtnahme auf die Anspruchsgrundlage des  
§ 43 Abs 1 Z 1 lit e GebAG, welche bei einer psychiatrischen 
Untersuchung entweder eine besonders eingehende, sich mit 
widersprüchlichen Ergebnissen von Befundaufnahmen aus-
einandersetzende oder besonders ausführliche und außerge-
wöhnliche Kenntnisse auf dem Fachgebiet des Sachverstän-
digen voraussetzende Begründung des Gutachtens verlangt, 
für eine gesonderte Vergütung von psychodiagnostischen 
Tests, mögen einzelne davon auch den Standard üblicherweise 
aufgenommener Befunde übersteigen, selbst dann kein Raum, 
wenn die stetige wissenschaftliche Weiterentwicklung auf dem 
Gebiet der Psychologie und Psychotherapie Berücksichtigung 
findet (12 Os 46/99, Mayerhofer5, Nebenstrafrecht, dritter Teil, 
erster Halbband Rz 7 bis 11 zu § 43).

Entgegen dem Beschwerdevorbringen enthält das Psycholo-
gengesetz BGBl.Nr. 360/1990 keine Bestimmung, wonach die 
Testdurchführung im Sinne einer professionellen Testanwen-
dung samt Gutachtenserstellung den Psychologinnen vorbe-
halte und die Durchführung von Tests von Personen, die nicht 
Psychologinnen seien, verbiete. 

Nach der im § 125 StPO enthaltenen Definition  ist Befundauf-
nahme die Feststellung beweiserheblicher Tatsachen, während 
die Gutachtenserstattung darin besteht, aus dieser Befundauf-
nahme rechtsrelevante Schlüsse zu ziehen und diese zu be-
gründen. Bei dem von Mag. N. N. aufgenommenen psychodia-
gnostischen Befund handelt es sich nicht nur bereits nach der 
eigenen Bezeichnung, sondern auch nach der obigen Definiti-
on nicht um ein „Subgutachten“, sondern um einen Hilfsbefund 
ohne eigene Begutachtung, die die Sachverständige Dr. T. aus 
Rationalisierungsgründen nicht selbst vornimmt und dessen 
Aufnahme und Beurteilung ihr aufgrund eigener Sachkunde 
möglich ist. 

Dabei bleibt es der Sachverständigen zwar unbenommen, 
sich der Beiziehung eines Psychologen für die Durchfüh-
rung und Auswertung von psychologischen Tests zu bedie-
nen, doch steht ihr dafür keine gesonderte Vergütung zu,  
weil die Gebühr für Mühewaltung nach § 43 Abs 1 Z 1  lit e  
GebAG, die von der Sachverständigen Dr. T. beansprucht und 
ihr auch zugesprochen wurde, grundsätzlich eine Gesamtge-
bühr für Befund und Gutachten ist, sodass damit auch psycho-
diagnostische Tests bereits abgegolten werden. 

Weder bedarf es für die Einholung eines Hilfsbefundes einer 
gerichtlichen bzw staatsanwaltschaftlichen Genehmigung, 
noch ist die Zustimmung des Staatsanwaltes zu der von der 
Sachverständigen in Aussicht genommenen Zuziehung einer 
Psychologin für die Gebührenbestimmung von Relevanz.

Da nur der Sachverständige selbst Träger des Gebührenan-
spruches ist, haben beigezogene Hilfskräfte, soferne sie nicht 
eigenverantwortlich Befund und Gutachten erstatten, somit also 
nicht als Hilfsgutachter tätig werden, keinen eigenen Gebühren-
anspruch gegenüber dem Gericht bzw der Staatsanwaltschaft 
(vgl Krammer/Schmidt, SDG-GebAG3 Anm 1 zu § 30).

Es war daher spruchgemäß zu entscheiden.

Anmerkung:

Gegen die vorstehend abgedruckte Entscheidung des 
Oberlandesgerichtes Innsbruck sind formell und inhaltlich 
schwere Bedenken und Einwände zu erheben.

Entscheidungen und Erkenntnisse
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Zunächst verfahrensrechtlich:

Der Entscheidung ist zu entnehmen, dass die Oberstaatsan-
waltschaft in ihrer Stellungnahme zur Beschwerde der Sach-
verständigen beantragt, der Beschwerde  nicht Folge zu geben. 
Auch die Erwägungen der Oberstaatsanwaltschaft werden 
dargelegt. Weder die Staatsanwaltschaft im erstinstanzlichen, 
noch die Oberstaatsanwaltschaft im zweitinstanzlichen gericht-
lichen Gebührenbestimmungsverfahren haben Parteistellung.

Die staatlichen Interessen hat in diesem Bereich ausschließlich 
der Revisor / die Revisorin wahrzunehmen. Ich habe schon in 
zwei Anmerkungen, nämlich SV 2008/2, 97 (Oberlandesge-
richt Wien) und SV 2008/3, 153 (Entscheidung des 7. Senates 
des Oberlandesgerichtes Innsbruck, wie im gegenständlichen 
Beschluss) auf diese gesetzwidrige Vorgangsweise hinge-
wiesen, die immerhin ziemlich klar gegen das Legalitätsprinzip 
des Art 18 B-VG verstößt. Da es sich bei der Befassung der 
Oberstaatsanwaltschaft in Gebührenbestimmungsverfahren 
nicht um Einzelfälle handelt, sollte überlegt werden, ob hier 
nicht im Wege einer Wahrungsbeschwerde der Generalpro-
kuratur Klarheit geschaffen werden sollte. 

Zum Inhalt der Entscheidung:

Die Entscheidung bewegt sich weitgehend in einem Begriffs-
karussell, in dem die Anspruchsvoraussetzungen – ohne 
inhaltliche Auseinandersetzung mit den von ärztlichen und psy-
chologischen Sachverständigen gerade in letzter Zeit massiv 
vorgebrachten Einwänden gegen verschiedene Leitsätze äl-
terer Judikatur – ganz eng und formal definiert werden, und 
sich so die Abweisung des Gebührenbegehrens der psycholo-
gischen Sachverständigen ohne jede wertende Betrachtung 
wie von selber ergibt.

Mir ist schon klar, dass ohne grundlegende Änderung des 
Ärztetarifs des § 43 GebAG ein Neuanfang nicht möglich sein 
wird, doch hätte wohl auch die Judikatur der Rechtsmittelge-
richte gute Möglichkeiten, durch eine systematisch – teleo-
logische Interpretation der bestehenden Gesetzesbestim-
mungen sachgerechte Lösungen zu finden. 

Ich habe in mehreren Entscheidungsanmerkungen (so  
SV 2008/2, 97 und 99, vor allem SV 2008/3, 154 f) eindringlich 
darauf aufmerksam gemacht, dass die starre, unverständlich 
geringe Bewertung ärztlicher Sachverständigenleistungen 
in den Tarifansätzen des § 43 Abs 1 Z 1 GebAG in Verbin-
dung mit der Tatsache, dass Aufbau und Leistungsbeschrei-
bungen des Honorierungssystems des Arzttarifs des § 43 
GebAG mehr als 50 Jahre alt sind und seinerzeit die Anfor-
derungen an ärztliche Gutachterarbeit, Arbeitsweise, Intensi-
tät, Sorgfalt und Ausführlichkeit der Gutachten weit geringere 
waren, eine grundlegend neue Auslegung des Regelungsge-
halts des Arzttarifs erforderlich macht. Das Grundprinzip der 
Interpretation müsste sein, dass der in den einzelnen Gebüh-
renansätzen beschriebene Leistungsumfang im Hinblick auf die 
minimalen Honoraransätze auch nur ein Minimalprogramm 
an Befundungsarbeiten und Gutachterleistungen entlohnt, und 
dass alle weiteren Befundungs- und Gutachterarbeiten ge-
sondert und zusätzlich – nach §§ 34, 35, 36, 49 Abs 1 GebAG 
– zu honorieren sind.

Dass dieser Gedanke vielfach auch von der Rechtsprechung 
vertreten wird, beweisen viele Rechtsmittelentscheidungen (vgl 
Krammer/Schmidt, SDG-GebAG³, Entscheidungen im Abschnitt 
D. Zusätzliche Leistungen, I-III und E. Mehrfache Honorierung/
Kumulierung zu § 43 GebAG weiters aktuell SV 2008/2, 96, 97 
und 98). Allerdings hat sich die Rechtsprechung der Oberlan-
desgerichte in Strafsachen zunehmend in Richtung der hier 
abgedruckten Entscheidung verfestigt, die – ohne auf die hier 
skizzierten sachlichen Wertungen zum Tarif des § 43 GebAG 
einzugehen – stets nur begrifflich damit argumentiert, dass 

die Mühewaltungsgebühr nach § 43 Abs 1 Z 1 GebAG eine Ge-
samtgebühr für Befund und Gutachten ist, mit der auch alle 
zusätzlichen Leistungen – etwa psychodiagnostische Tests ab-
gegolten sind (siehe Rechtsatz 3).

Ich meine, dass diese höchst unglückliche Entwicklung der 
Judikatur zum Arzttarif des § 43 Abs 1 Z 1 GebAG die Rechts-
mittelgerichte doch zu einem Überdenken ihrer Rechtspre-
chung veranlassen sollte, zumal sie die gedeihliche Zusam-
menarbeit der Gerichtssachverständigen mit den Staatsan-
waltschaften und Strafgerichten doch schwer belastet. 

Dazu möchte ich aber auch noch auf den Umstand hinweisen, 
dass diese Problematik nur deshalb so plötzlich und krass 
in Erscheinung getreten ist, weil seit 1. 1. 2008 die Revisoren, 
die im Gebührenbestimmungsverfahren als Amtspartei an die 
Stelle der Staatsanwaltschaften getreten sind, die Gebühren-
praxis bei den ärztlichen Sachverständigen in Strafsachen – aus 
durchaus redlicher Einsparungsintention – nachdrücklich in 
Richtung der – vereinzelt schon immer vorhandenen – restrik-
tiven Judikatur zum § 43 Abs 1 Z 1 GebAG gedrängt haben. 
Da die Staatsanwaltschaften vor dem 1. 1. 2008 sich nur in 
wenigen Fällen am Gebührenbestimmungsverfahren durch Äu-
ßerungen oder Beschwerden beteiligt, und die Gerichte die in 
den Gebührennoten verzeichneten Honorarpositionen weitge-
hend ohne Korrektur übernommen haben, ist die Diskrepanz 
zwischen den Tarifansätzen des § 43 Abs 1 Z 1 GebAG und 
den unter diesen Ansätzen nunmehr von ärztlichen Gutachtern 
geforderten Leistungen nicht in dieser Schärfe in Erscheinung 
getreten. Die Praxis der Honorierung der ärztlichen Sach-
verständigen war eben bereits durch Jahre eine andere und 
für die Sachverständigen weit günstigere.

Andererseits fürchte ich, dass eine gesetzliche Änderung im 
Bereich der Entlohnung ärztlicher Sachverständiger noch län-
gere Zeit in Anspruch nehmen wird. Die dringend gebotene 
Abhilfe kann daher zunächst nur über die Judikatur der Ober-
landesgerichte, allenfalls des OGH gefunden werden.

Letztlich ist auch die Argumentation des Rekursgerichtes, dass 
der staatsanwaltschaftlichen Genehmigung der Beiziehung 
einer psychologischen Sachverständigen für die Durchführung 
der psychodiagnostischen Tests keine gebührenrechtliche 
Relevanz zukommt, nicht überzeugend.

Auch hier besteht die Begründung nur aus begrifflichen Zu-
ordnungen, ohne dass die inhaltlichen Wertungen offenge-
legt werden. Die Abgrenzung zwischen Hilfsgutachten und 
Hilfsbefund lässt sich zwar theoretisch einfach formulieren, 
in der Praxis ist der Unterschied vom Sachverhalt her keines-
wegs so klar. Das gilt insbesondere für psychodiagnostische 
Tests, die nicht nur eine Wiedergabe der Testergebnisse enthal-
ten, sondern vor allem eine Bewertung der Ergebnisse, also 
Schlussfolgerungen auf Grund des psychologischen Fach-
wissens, also begrifflich ein Gutachten. Ist aber im konkreten 
Fall die Abgrenzung zwischen Hilfsbefund und Hilfsgutach-
ten nicht so eindeutig, kommt auch der ausdrücklichen Ge-
nehmigung der Staatsanwaltschaft (oder des Gerichts) nach 
herrschender Praxis und Rechtsprechung jedenfalls auch 
gebührenrechtliche Relevanz zu. 

Will die Staatsanwaltschaft mit der Genehmigung nur sagen, 
dass sie gegen die Heranziehung einer bestimmten Psycholo-
gin keinen Einwand hat, aber weder eine gesonderte Honorie-
rung als Hilfsgutachterin, noch eine Verrechnung als Hilfsbe-
fund in der Gebührenverrechnung der psychiatrischen Sach-
verständigen nach § 31 Abs 1 Z 5 GebAG in Frage kommt, so 
verlangen übliche Sorgfaltspflichten zwischen öffentlichem 
Auftraggeber (Gericht, Staatsanwaltschaft) und Gerichtssa-
chverständigen, dass diese honorarrechtliche Einschät-
zung auf Anfrage der Gerichtssachverständigen (vgl § 25 Abs 
1 GebAG) ausdrücklich mitgeteilt und dokumentiert wird. 

Entscheidungen und Erkenntnisse
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Die Vorgangsweise im gegenständlichen Gebührenbestim-
mungsverfahren ist leider ein weiterer Beitrag, das ohnehin 
schon stark beeinträchtigte Vertrauensverhältnis zwischen 
Gerichtssachverständigen sowie Gerichten und Staatsan-
waltschaften zu belasten.

Harald Krammer

Zum Aufgabenbereich des  
Revisors in Strafsachen – 
analoge Anwendung der  
Verfahrensbestimmungen des
§ 52 GebAG auf alle Kosten 
verursachende Ermittlungen 
in Strafverfahren?
1.	Gegen eine gerichtliche Entscheidung in Kostensachen 

ist eine Beschwerde an das Oberlandesgericht zulässig, 
zumal sie durch ausdrückliche Bestimmungen nicht aus-
geschlossen wird (§ 87 Abs 1 StPO).

2.	Die Kosten eines Bestattungsunternehmens für die 
Überführung einer Leiche aus einem Krankenhaus in die 
Obduktionsräumlichkeit und die Kosten einer Aktienge-
sellschaft für die zur Verfügungstellung eines Obdukti-
onsraumes sind keine Kostenansprüche, die im GebAG 
(vgl § 24 GebAG) geregelt sind. Es handelt sich um keine 
Gebührenansprüche eines Sachverständigen. Für diese 
Kosten findet sich weder in der StPO noch im GebAG 
eine Regelung.

3.	Es liegt ein – nicht gewolltes Regelungsdefizit vor, das 
im Wege der Analogie zu beseitigen ist. 

4.	Für derartige Kostenansprüche, die im Ermittlungsver-
fahren entstehen, regelt das GebAG das prozessuale 
Instrumentarium in nächstähnlicher Weise. Für das Ko-
stenverfahren bezüglich eines über staatsanwaltschaft-
liche Anordnung beschafften Obduktionsraums oder der 
Überführung einer Leiche in diesen Raum kann nichts 
anderes gelten als im Falle einer von der Staatsanwalt-
schaft vorgenommenen Bestellung von Sachverstän-
digen.

5.	Bei diesen Kostenansprüchen sind die Verfahrensvor-
schriften des § 52 GebAG analog anzuwenden, also 
auch das vereinfachte Auszahlungsverfahren nach § 52 
Abs 2 GebAG. Dem Revisor kommt dabei die früher von 
der Staatsanwaltschaft inne gehabte Funktion der Ver-
fahrensbeteiligung in vollem Umfang zu. Der Revisor hat 
nicht nur ein Äußerungsrecht, sondern auch Rechtsmit-
tellegitimation.

6.	Seitens des Revisors liegen keine Einwendungen vor, 
auch wenn sich der Revisor in der Sache selbst nicht 
äußert und lediglich einen Mangel seiner Äußerungs-
kompetenz behauptet hat. Eine Überprüfung der Erwä-
gungen des Revisors, eine Sachäußerung oder eben kei-
ne Äußerung abzugeben, steht der Staatsanwaltschaft 
nicht zu. Entscheidend ist, ob Einwendungen oder eben 
keine erhoben wurden, oder auf sie verzichtet wurde. 

7.	 Im Ergebnis liegen von Seite des Revisors keine Einwen-
dungen vor. Da die Staatsanwaltschaft bisher auch kei-
ne Bedenken ihrerseits gegen die Höhe der Gebühren 
behauptet hat, besteht keine gerichtliche Kompetenz zur 
Kostenbestimmung. Die Staatsanwaltschaft hat daher 
selbst, die Auszahlung der Gebühren aus Amtsgeldern 
anzuordnen (§ 52 Abs 3 erster Satz GebAG).

8.	Eine Auslegung des § 52 Abs 3 GebAG, dass die Staats-
anwaltschaft auch bei unstrittiger Ausgangssituation 
dennoch die Bestimmungskompetenz des Gerichtes 
provozieren könne – sie also eine Wahlmöglichkeit habe 
– kann dem Gesetz nicht entnommen werden.
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Die Staatsanwaltschaft Wels wurde am 3. 1. 2008 vom Tod des 
S. T.  in  Kenntnis gesetzt. Daraufhin  bestellte  sie  einen  me-
dizinischen  Sachverständigen  mit dem Auftrag, die Leiche zu 
beschauen und zu obduzieren. Ein Bestattungsunternehmen 
überführte die Leiche – nach einem zunächst ergebnislosen 
Versuch – vom Krankenhaus G. in Obduktionsräumlichkeiten, 
die im Eigentum der L-AG stehen. Hiefür begehrte das Unter-
nehmen einen Betrag von € 408,00. Die L-AG wiederum – als 
Eigentümerin des zur Verfügung gestellten Obduktionsraums 
– verlangte hiefür € 160,56. Beide Rechnungen wurden an die 
Staatsanwaltschaft Wels gerichtet. 
Die Staatsanwaltschaft konfrontierte mit diesen Rechnungen 
den Revisor,  der sich folgendermaßen äußertet: „In den neu-
en Bestimmungen ist lediglich eine Äußerung des Revisors zu 
den Gebührennoten der Dolmetscher und Sachverständigen 
vorgesehen“.

Daraufhin beantragte die Staatsanwaltschaft bei der zustän-
digen Einzelrichterin des Landesgerichtes Wels die Gebühren-
bestimmung.

Mit der angefochtenen Entscheidung wurde dieser Antrag – be-
zogen auf beide Rechnungen – abgewiesen. Die Kosten seien 
auf keinen richterlichen Auftrag zurückzuführen. Zudem handle 
es sich nicht um strittige Kosten iSd § 52 Abs 3 GebAG.

Mit der dagegen erhobenen Beschwerde begehrt die Staatsan-
waltschaft die Aufhebung des Beschlusses mit dem Ziel, dem 
Gericht die Entscheidung über den Gebührenbestimmungsan-
trag (der Staatsanwaltschaft) aufzutragen.

Die Beschwerde ist nicht berechtigt.

1. Zur Zulässigkeit der Beschwerde: 

Die prozessualen Wurzeln der angefochtenen Entscheidung 
liegen nicht (ausschließlich) im GebAG oder sonst in einem 
(verfahrensrechtlichen) Nebengesetz, sondern (entscheidend) 
in der StPO selbst. Würde  sogleich auf das GebAG mit seinem 
prozessualen Regelwerk (siehe unten 2. d) rückgegriffen wer-
den, wäre schon vorweg die Frage beantwortet, nach welchen 
Verfahrensregeln der gesamte rechtsmittelverfangene Vorgang 
zu beurteilen wäre. Dies wäre freilich methodisch unkorrekt. 
Evident ist jedenfalls, dass es sich um eine strafprozessuale 
Frage handelt, die nicht prima vista (ausschließlich) nach den 
Regeln eines Nebengesetzes zu beantworten ist. Also ist die 
Zulässigkeitsfrage im Rahmen der StPO selbst zu lösen. Auf 

Entscheidungen und Erkenntnisse


